
VOTUM

2023/14-VIII
13. Februar 2024

Anonymisierte Fassung zur Verö�entlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Partei zu 1 und Anspruchstellerin –

2. [. . . ]

– Partei zu 2 und Anspruchsgegnerin –

erlässt die Kammer VIII der Clearingstelle EEG|KWKG1 durch ihr Mitglied Engelhardt
als Vorsitzende, ihr Mitglied Dr. Mutlak als Beisitzerin und Berichterstatterin sowie ihr
Mitglied Dr. Schüler als Beisitzerin aufgrund der mündlichen Erörterung vom 1. Februar
2024 folgendes Votum:

(1) Der von der Anspruchsgegnerin zugewiesene Netzverknüpfungs-
punkt neben der Orts-Trafostation in ca. 50 m Luftlinie von den
am Standort [. . . ] an das Netz der Anspruchsgegnerin anzuschlie-
ßenden Solaranlagen der Anspruchstellerin mit einer installierten
Gesamtleistung von [ca. 200] kWp ist nicht der gesetzliche Verknüp-
fungspunkt im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 20212.

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle.
2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2021 an geltenden
Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art.
1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschriften v.
21.12.2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.
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(2) Mit der Zuweisung des Netzverknüpfungspunkts war nicht die
Ausübung des Wahlrechts der Anspruchsgegnerin i. S. d. § 8 Abs. 3
EEG 2021 verbunden, so dass die Kostentragungsfolge des § 16 Abs. 2
EEG 2021 nicht eintritt.

(3) Die Anspruchsgegnerin hat gegen die P�ichten aus § 8 Abs. 6 Nr. 2
und Nr. 3 EEG 2021 verstoßen, nicht jedoch gegen die P�ichten aus
§ 8 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 EEG 2021.

1 Tatbestand

Zwischen den Parteien ist streitig, ob der Netzverknüpfungspunkt, den die Anspruchs-1
gegnerin der Anspruchstellerin zuwies, der gesetzliche Verknüpfungspunkt i. S. d. § 8
Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 ist und, wenn dies nicht der Fall sein sollte, ob die Anspruchs-
gegnerin durch die Zuweisung ihr Letztzuweisungsrecht nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 mit
der Folge einer Kostentragungsp�icht nach § 16 Abs. 2 EEG 2021 ausübte. Des Weiteren
ist streitig, ob Verstöße seitens der Anspruchsgegnerin gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 5
und Abs. 6 EEG 2021 vorliegen.

Die Anspruchstellerin stellte am [. . . ]. Februar 2021 bei der Anspruchsgegnerin ein Netz-2
anschlussbegehren für eine Photovoltaikanlage mit einer installierten Leistung von [ca.
200] kWp und einer Gesamtwechselrichterscheinleistung von [ca. 200] kVA (im Folgen-
den PV-Anlage) am Standort [. . . ].

Mit Schreiben vom [. . . ]. März 2021 gab die Anspruchsgegnerin der Anspruchstellerin3
eine „Anschlusszusage für die Einspeisung“ der PV-Anlage, mit der sie u.a. den Netzan-
schlusspunkt für die geplante Anlage bestimmte. In dem fünfseitigen Schreiben nebst
Anlagen wird ausgeführt:

„wir beziehen uns auf Ihren Antrag auf Anschluss einer Photovoltaikanlage
vom [. . . ].02.2021. Sie planen am o. g. Standort eine Photovoltaikanlage mit
einer Gesamtscheinleistung von [ca. 200] kVA (Photovoltaikmodule von [ca.
200] kWp) zu errichten. Die von dieser Anlage erzeugte elektrische Energie
soll gegen Vergütung in das ö�entliche Versorgungsnetz eingespeist werden.
Auf der Grundlage der zurzeit gültigen gesetzlichen Bestimmungen haben wir
die erforderlichen Netzberechnungen durchgeführt und nehmen wie folgt
Stellung:
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Netzanschlusspunkt und Einspeisezusage

Eine eingehende Überprüfung des vorhandenen Niederspannungsnetzes
hat ergeben, dass sich der technisch und wirtschaftlich günstigste Netzan-
schlusspunkt für die Einspeiseleistung von [ca. 200] kVA [. . . ] Wechselrichter-
Scheinleistung in einer Entfernung von ca. 50 m vom geplanten Standort Ihrer
Anlage be�ndet (s. beigefügten Plan). Der Anschluss der Erzeugungsanlage
erfolgt über eine neu zu errichtende kundeneigene Zähleranschlusssäule im
Bereich der Ortsnetzstation [. . . ] (s. Lageplan). Hier werden wir die von Ihrer
Anlage erzeugte elektrische Energie in unser Netz aufnehmen.

Die Ausführung des Anschlusses und die übrigen für die Sicherheit des Netzes
notwendigen Einrichtungen müssen § 49 des Energiewirtschaftsgesetzes und
den im Einzelfall notwendigen technischen Anschlussbedingungen (TAB) [des
Netzbetreibers] entsprechen.

Netzanschluss- / Netzausbaumaßnahmen

Der o. g. Netzanschlusspunkt ist derzeit noch nicht dazu geeignet die volle Ein-
speiseleistung aufzunehmen. Um die von Ihrer Anlage erzeugte elektrische
Energie in unser Netz aufnehmen zu können sind unsererseits folgende Netz-
ausbaumaßnahmen notwendig:

– Herstellen eines Netzanschlusses an die von Ihnen zu errichtende kundenei-
gene Zähleranschlusssäule (Übergabeschrank)

Für die notwendigen Netzanschluss-/Netzausbaumaßnahmen benötigen wir
- vorbehaltlich aller ö�entlichen und privaten Genehmigungen und Einver-
ständnisse - einen Zeitraum von ca. einem Monat nach Erhalt Ihrer Einver-
ständniserklärung.

Die Kosten für den oben beschriebenen Netzausbau gehen gemäß § 17 EEG
(Erneuerbare-Energien- Gesetz) zu unseren Lasten.

Für den Anschluss der Anlage sind aus heutiger Sicht folgende Maßnahmen
erforderlich:

In unmittelbarer Nähe des o. g. Netzanschlusspunktes ist von Ihnen bzw. von
Ihrem Fachunternehmen eine kundeneigene Zähleranschlusssäule (Überga-
beschrank) – inkl. der Aufnahmevorrichtung für Hausanschlusssicherungen,
z. B. eines Hausanschlusskastens – zur Aufnahme der erforderlichen Mess-
einrichtungen zu errichten, den wir dann an unser Niederspannungsnetz an-
schließen werden. Hier erfolgen die Übergabe und die Zählung der elektri-
schen Energie.
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Die netzseitigen Anschlussklemmen an der Übergabestelle sind für den An-
schluss von je einem Erdkabel NAYY 4 * 240 mm2 auszulegen. Hinsichtlich
der Durchführung der baulichen Maßnahmen zur Anbindung des Übergabe-
schrankes an das Verteilnetz ist rechtzeitig (ca. 3 Wochen vorher) mit der Netz-
planung in [. . . ](Tel.: [. . . ]) eine Terminabsprache vorzunehmen.

. . .

Gültigkeit der Anschlusszusage

An unsere Anschlusszusage halten wir uns bis zum [. . . ].06.2021 gebunden.
Bitte bestätigen Sie uns bis zu diesem Termin die Annahme auf der beiliegen-
den Zweitschrift. Mit Beginn des Unterschriftdatums der Annahme Ihrerseits
reservieren wir Ihnen für den Zeitraum von 6 Monaten den o. g. Netzverknüp-
fungspunkt.

Allgemeines

Wir möchten Sie darauf aufmerksam machen, dass Sie bzw. Ihr beauftragter
Elektroinstallateur nähere Informationen zu den technischen Richtlinien
der Messung sowie die Spezi�kation zu Ihrer Fernsteuerungseinrichtung
und auch den Zugang zu unserem Online-Installateur-Portal auf unserer
Internetseite [. . . ] �nden.

Die im Zusammenhang mit der Planung, dem Anschluss und dem Betrieb der
Eigenerzeugungsanlage(n) anfallenden Daten werden von uns und/oder be-
auftragten Dienstleistern im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes verarbei-
tet und genutzt. In der als Anlage beiliegenden ‚Checkliste‘ sind die weiteren
Schritte sowie die uns einzureichenden Unterlagen nochmals übersichtlich
für Sie zusammengefasst.“3

Außer der Netzanschlusszusage vom [. . . ]. März 2021 übermittelte die Anspruchsgeg-4
nerin der Anspruchstellerin keine weiteren Informationen im Hinblick auf den Netz-
anschlussprozess. Die Anspruchsgegnerin übermittelte keinen Zeitplan nach § 8 Abs. 5
Satz 1, 2 EEG 2021 an die Anspruchstellerin. Die Anspruchstellerin beantragte nicht ge-
mäß § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EEG 2021 die für die Netzverträglichkeitsprüfung erforderli-
chen Netzdaten bei der Anspruchsgegnerin.

Am [. . . ]. April 2021 stellte die [. . . ] AG für die Grundstückseigentümerin ein neues Netz-5
anschlussbegehren für Solarmodule mit einer installierten Leistung von [ca. 30] kWp am
3Auslassungen nicht im Original.
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Standort [. . . ], da die Anspruchstellerin ihr eigenes ursprüngliches Projekt zur Umset-
zung der beantragten PV-Anlage aus wirtschaftlichen Gründen aufgeben musste.

Die Nachfrage der Anspruchsgegnerin an die [. . . ] AG per E-Mail vom [. . . ]. April 2021,6
ob tatsächlich das ursprünglich beantragte Projekt mit einer installierten Leistung von
[ca. 200] kWp nicht gebaut und infolgedessen die Anspruchsgegnerin dieses Projekt auf
„Vorhaben aufgegeben“ setzen könne, wurde mit E-Mail vom[. . . ]. April 2021 bestätigt.
Das ursprüngliche Projekt zur Umsetzung der PV-Anlage der Anspruchstellerin wurde
auch zu keinem späteren Zeitpunkt wieder aufgenommen.

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass die geeignete Spannungsebene für die7
ursprünglich beantragte PV-Anlage die Niederspannung war.

Der Hausanschluss des verfahrensgegenständlichen Grundstücks war zum Zeitpunkt8
der technischen Prüfung der Anschlussanfrage für die PV-Anlage am [. . . ]. März 2021
mit einem Aluminiumkabel mit einem Querschnitt von 35 mm3 ausgebaut.

Aufgrund der Aufgabe des Vorhabens zur Realisierung der PV-Anlage sind keine detail-9
lierten Berechnungsunterlagen im Zusammenhang mit der Netzverträglichkeitsprüfung
für die PV-Anlage zum damaligen Zeitpunkt bei der Anspruchsgegnerin und auch keine
entsprechenden Datensicherungen vorhanden.

Die Parteien stimmen darin überein, dass die Frist von 8 Wochen nach § 8 Abs. 6 Satz 110
EEG 2021 im konkreten Fall mit dem Datum des Stellens des Netzanschlussbegehrens
zu laufen beginnt, da die Anspruchsgegnerin keine Informationen nach § 8 Abs. 5 Satz 2
Nr. 2 EEG 2021 anforderte.

Des Weiteren stimmen die Parteien überein, dass die Erfüllung der P�icht nach § 8 Abs. 611
Satz 1 Nr. 4 EEG 2021 nicht streitig ist, weshalb sich ihr Feststellungsinteresse im Hinblick
auf die dritte Verfahrensfrage (Rn. 29) nur auf die Erfüllung der P�ichten der Anspruchs-
gegnerin nach § 8 Abs. 5 EEG 2021 und § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 EEG 2021 bezieht.

Die Anspruchstellerin behauptet, dass die Anspruchsgegnerin keine Berechnungen be-12
züglich verschiedener Anschlussvarianten, insbesondere für den zugewiesenen Netzver-
knüpfungspunkt sowie für den Netzverknüpfungspunkt in kürzester Entfernung zur PV-
Anlage, durchgeführt habe.

Die Anspruchstellerin ist der Ansicht, dass der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt13
i. S. d. § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 für die verfahrensgegenständliche PV-Anlage der
Niederspannungs-Hausanschluss der Liegenschaft sei. Dieser be�nde sich im Haus-
anschlussraum des Gebäudes am Standort [. . . ], auf der der Einfahrt zugewandten
Seite.
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Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EEG 2021 sei der in der Luftlinie am nächsten an der14
geplanten Anlage gelegene Netzverknüpfungspunkt, der im Hinblick auf die Spannungs-
ebene geeignet ist, der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt.

Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 müsse nach der Festlegung der geeigneten Spannungs-15
ebene (hier Niederspannung) der in Luftlinie am nächsten an der geplanten Anlage ge-
legene Netzverknüpfungspunkt gewählt werden; dies sei bei Anlagen in oder an einem
Gebäude, wie im verfahrensgegenständlichen Fall, regelmäßig der Hausanschluss der
Kunden.

Ob der Hausanschluss von seiner Kapazität geeignet sei, spiele dabei keine Rolle. Denn16
gemäß § 12 EEG 2021 sei der Netzbetreiber dazu verp�ichtet, den technischen Kapazi-
tätsausbau des Netzanschlusses auf seine Kosten vorzunehmen (§ 17 EEG 2021).

Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 sei nur dann nicht der von der Spannungsebene geeig-17
nete und in kürzester Entfernung zur Anlage gelegene Netzverknüpfungspunkt auch der
gesetzliche Netzverknüpfungspunkt gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021, wenn dieser tech-
nisch und wirtschaftlich günstiger sei. Dies sei vorliegend bei der Zuweisung des Netz-
verknüpfungspunkts nicht erfüllt gewesen. Insbesondere für Anlagen, die in der Nieder-
spannungsebene angeschlossen würden, gebe es kaum technische Gründe, warum ein
anderer Netzverknüpfungspunkt technisch günstiger sein könne. Für die Bestimmung
des Netzverknüpfungspunkts wäre zudem die Durchführung eines Variantenvergleichs
erforderlich gewesen.

Statt den Hausanschluss in seiner Kapazität zu verstärken, habe die Anspruchsgegnerin18
der Anspruchstellerin einen Netzverknüpfungspunkt in ca. 50 m Luftlinie Entfernung
von der Anlage zugewiesen; die Anspruchstellerin hätte entsprechend ein Kabel von
der PV-Anlage zum zugewiesenen Netzverknüpfungspunkt ziehen müssen. Durch diese
Zuweisung habe die Anspruchsgegnerin implizit ihr Letztentscheidungsrecht nach § 8
Abs. 3 EEG 2021 ausgeübt, welches sie dazu befuge, einen abweichenden Netzverknüp-
fungspunkt zu bestimmen. Die Anspruchsgegnerin hätte die Ausübung des Letztentschei-
dungsrechts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 auch begründen müssen.

Als Folge der Ausübung des Letztentscheidungsrechts müsse sie zudem die daraus re-19
sultierenden Mehrkosten gemäß § 16 Abs. 2 EEG 2021 tragen. Die Kostentragungsp�icht
nach § 16 Abs. 2 EEG 2021 trete auch dann ein, wenn die Anspruchsgegnerin einen vom
§ 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 abweichenden Netzverknüpfungspunkt auswähle.

Die Anspruchstellerin vertritt weiterhin die Au�assung, dass die Anspruchsgegnerin ge-20
gen § 8 Abs. 5 Satz 1, 2 EEG 2021 verstoßen habe. Danach tre�e den Netzbetreiber die
P�icht, einen genauen Zeitplan für die Bearbeitung des Netzanschlussbegehrens zu über-
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mitteln, u. a. mit der Angabe, in welchen Arbeitsschritten das Netzanschlussbegehren
bearbeitet werde, sowie die P�icht der Anspruchstellerin mitzuteilen, welche Informa-
tionen diese aus ihrem Verantwortungsbereich zur Ermittlung des Netzverknüpfungs-
punktes oder zur Durchführung der Planungen nach § 12 EEG 2021 übermitteln muss.

Die Anspruchstellerin ist zudem der Ansicht, dass die Übermittlung der „Netzanschluss-21
zusage“ mit dem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 innerhalb der Frist von 8 Wochen nach
§ 8 Abs. 6 EEG 2021 nicht eine Verletzung der P�ichten nach § 8 Abs. 5 EEG 2021 heile.

Weiterhin habe die Anspruchsgegnerin gegen § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 EEG 2021 ver-22
stoßen, da sie der Anspruchstellerin keinen Zeitplan für die unverzügliche Herstellung
des Netzanschlusses mit allen erforderlichen Arbeitsschritten und auch keinen nachvoll-
ziehbaren und detaillierten Kostenvoranschlag für den Netzanschluss übermittelt habe.

Die Anspruchsgegnerin vertritt die Ansicht, dass vorliegend der Netzverknüpfungs-23
punkt in ca. 50 m Entfernung vom geplanten Standort der EEG-Anlage auch der
gesetzliche Netzverknüpfungspunkt gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 sei. Dies habe der
durchgeführte Variantenvergleich ergeben.

Für einen Anschluss der PV-Anlage am Hausanschluss wäre es erforderlich gewesen,24
zwei neue Kabel von der Ortsnetzstation zur Kundenanlage zu legen und diese jeweils an-
zubinden. Zur Durchführung dieser Arbeiten wäre die Nutzung des ö�entlichen Raums
nötig geworden, wobei die Kosten des Anschlusses an den Trafo bei beiden Anschlussva-
rianten identisch gewesen wären. Zudem hätte die Möglichkeit bestanden, die Anlage als
Volleinspeiseanlage separat und eben nicht über den Hausanschlusskasten anzuschlie-
ßen, was möglicherweise auch zu geringeren Kosten hätte führen können. Eine genaue
Kostenkalkulation im Detail hätte im weiteren Verlauf des Netzanschlusses noch vorge-
nommen werden müssen.

Die Anspruchsgegnerin ist zudem der Ansicht, dass sie kein Zuweisungsrecht nach § 825
Abs. 3 EEG 2021, auch nicht fahrlässig oder versehentlich, ausgeübt habe. Eine fahrlässi-
ge oder versehentliche Ausübung des Zuweisungsrechts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 sei gar
nicht möglich.

Die Anspruchsgegnerin vertritt die Au�assung, dass kein Verstoß gegen ihre P�ichten26
nach § 8 Abs. 5, 6 EEG 2021 vorliege. Der Netzanschluss der Anlage sei am [. . . ]. Februar
2021 angefragt und am [. . . ]. März 2021 gewährt worden. Mit der Mitteilung des Netz-
verknüpfungspunkts mit dem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 habe sie der P�icht aus
§ 8 Abs. 5 EEG 2021 genügt. In der Anschlusszusage vom [. . . ]. März 2021 sei eine zeitli-
che Abfolge zur Erstellung des seinerseits angegebenen Netzverknüpfungspunkts ange-
geben gewesen. Im Übrigen sei die Anschlusszusage von der Anspruchstellerin nicht un-
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terschrieben zurückgesandt worden, sondern es sei am [. . . ]. April 2021 ein Änderungs-
antrag mit einer Reduzierung der installierten Leistung erfolgt.

Weiterhin ist die Anspruchsgegnerin der Au�assung, dass für sie keine P�icht bestehe,27
Informationen nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 EEG 2021 anzufordern, wenn keine Informa-
tionen benötigt würden.

Mit Beschluss vom 25. Januar 2024 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 27 Abs. 128
Satz 1 ihrer Verfahrensvorschriften (VerfO)4 nach dem übereinstimmenden Antrag der
Parteien angenommen.

Dem Votumsverfahren liegen folgende Fragen zugrunde:29

(1) Ist der von der Anspruchsgegnerin zugewiesene Netzverknüpfungspunkt
neben der Orts-Trafostation in 50 m Luftline vom Hausanschluss5 für die
am Standort [. . . ] an das Netz der Anspruchsgegnerin anzuschließenden
Solaranlagen der Anspruchstellerin mit einer installierten Gesamtleistung
von [ca. 200] kWp der gesetzliche Verknüpfungspunkt im Sinne des § 8
Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 ?

(2) Verneinendenfalls: War mit der Zuweisung des Netzverknüpfungspunkts
die Ausübung des Wahlrechts der Anspruchsgegnerin i. S. d. § 8 Abs. 3 EEG
2021 verbunden, so dass die Kostentragungsfolge des § 16 Abs. 2 EEG 2021
eintritt ?

(3) Hat die Anspruchsgegnerin gegen die P�ichten aus § 8 Abs. 5 bzw. Abs. 6
EEG 2021 verstoßen ?

2 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle ergibt sich aus § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO. Es wur-30
de eine fernmündliche Erörterung durchgeführt, § 28 Abs. 2 VerfO. Die Beschlussvorla-
ge haben gemäß §§ 28 Abs. 1, 24 Abs. 5 VerfO die Kammermitglieder Dr. Schüler und
Dr. Mutlak erstellt.
4Verfahrensvorschriften der Clearingstelle v. 01.10.2007 in der Fassung v. 27.07.2021, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads, nachfolgend bezeichnet als VerfO.

5Die offenkundig falsche Ortsangabe wurde im Zuge der Tenorierung korrigiert. Tatsächlich befand sich der zugewiesene
Netzverknüpfungspunkt 50 m Luftlinie von der geplanten PV-Anlage der Anspruchstellerin und nicht in 50 m Luftlinie
vom Hausanschluss entfernt.
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3 Würdigung

Der von der Anspruchsgegnerin zugewiesene Netzverknüpfungspunkt neben der Orts-31
trafostation in ca. 50 m Luftlinie Entfernung von den an das Netz der Anspruchsgegnerin
anzuschließenden Solaranlagen der Anspruchstellerin ist nicht der gesetzliche Verknüp-
fungspunkt im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 (Abschnitt 3.1).

Mit der Zuweisung des Netzverknüpfungspunkts war keine Ausübung des Letztentschei-32
dungsrechts i. S. v. § 8 Abs. 3 EEG 2021 seitens der Anspruchsgegnerin verbunden, so dass
entsprechend auch keine Kostentragungsp�icht nach § 16 Abs. 2 EEG 2021 für sie besteht
(Abschnitt 3.2).

Die Anspruchsgegnerin hat gegen die P�ichten aus § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 EEG33
2021 verstoßen, es liegt jedoch kein Verstoß gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 5 Satz 1,2
und Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 vor (Abschnitt 3.3).

3.1 Gesetzlicher Netzverknüpfungspunkt gemäß § 8 Abs. 1 EEG 2021

Der von der Anspruchsgegnerin mit Schreiben vom 5. März 2021 zugewiesene Netzver-34
knüpfungspunkt für die verfahrensgegenständliche PV-Anlage ist nicht der gesetzliche
Netzverknüpfungspunkt i. S. v. § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021. Denn er ist zwar im Hinblick
auf die Spannungsebene geeignet (Rn. 37), weist jedoch nicht die in der Luftlinie kürzes-
te Entfernung zum Anlagenstandort auf (Rn. 38) und die Anspruchsgegnerin hat nicht
die gesetzliche Vermutung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 widerlegt (Rn. 39 �.).

§ 8 Abs. 1 EEG 2021 de�niert den gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt6 für den An-35
schluss von EEG-Anlagen wie folgt:

„Netzbetreiber müssen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien und aus Grubengas unverzüglich vorrangig an der Stelle an ihr Netz
anschließen, die im Hinblick auf die Spannungsebene geeignet ist und die in
der Luftlinie kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage aufweist, wenn
nicht dieses oder ein anderes Netz einen technisch und wirtschaftlich günsti-
geren Verknüpfungspunkt aufweist; bei der Prüfung des wirtschaftlich güns-
tigeren Verknüpfungspunkts sind die unmittelbar durch den Netzanschluss
entstehenden Kosten zu berücksichtigen. Bei einer oder mehreren Anlagen
mit einer installierten Leistung von insgesamt höchstens 30 Kilowatt, die sich

6Als „gesetzlicher Netzverknüpfung“ wird nachfolgend der in § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 definierte Netzverknüpfungs-
punkt in seinen zwei möglichen Varianten nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 bezeichnet.
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auf einem Grundstück mit bereits bestehendem Netzanschluss be�nden, gilt
der Verknüpfungspunkt des Grundstücks mit dem Netz als günstigster Ver-
knüpfungspunkt.“7

§ 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 führt eine widerlegliche Vermutung ein, wonach die Stelle, die36
in der Luftlinie die kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage aufweist, die technisch
und wirtschaftlich günstigste Stelle und damit der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt
ist.8 Der so ermittelte Netzverknüpfungspunkt ist jedoch nur unter der Voraussetzung
maßgeblich, dass nicht dieses oder ein anderes Netz einen technisch und wirtschaftlich
günstigeren Verknüpfungspunkt aufweist. Sofern der Netzbetreiber einen anderen als
den in Luftlinie in kürzester Entfernung zum Standort der Anlage be�ndlichen Netzver-
knüpfungspunkt zuweist, muss er die Vermutung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 wider-
legen, dass der Netzverknüpfungspunkt in der kürzesten Entfernung der technisch und
wirtschaftlich günstigste Netzverknüpfungspunkt ist.9

Geeignete Spannungsebene Wie übereinstimmend von den Parteien vorgetragen ist das37
Niederspannungsnetz der Anspruchsgegnerin die für den Anschluss der PV-Anlage ge-
eignete Spannungsebene i. S. v. § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021. In diesem Niederspannungs-
netz befanden sich sowohl der bestehende Hausanschluss als auch der durch die An-
spruchsgegnerin zugewiesene Netzverknüpfungspunkt.

Nächstgelegener Netzverknüpfungspunkt Der für die PV-Anlage geplante Standort verfügte38
über einen bestehenden Hausanschluss, der sich ebenfalls in Niederspannungsebene be-
�ndet und in Luftlinie eine kürzere Entfernung zur PV-Anlage als der zugewiesene Netz-
verknüpfungspunkt aufwies. Dieser Hausanschluss ist aufgrund der widerleglichen Ver-
mutung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 zunächst als gesetzlicher Netzverknüpfungs-
punkt anzusehen.10

7Hervorhebung nicht im Original.
8Cosack, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 8 Rn. 48; Salje,
EEG Kommentar, 8. Aufl. 2018, § 8 Rn. 8.

9I. d. S. Cosack, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 8 Rn. 47;
Schulz-Gardyan, in: Baumann/Gabler/Günther (Hrsg.), EEG Handkommentar, 1. Aufl. 2020, § 8 Rn. 27; BGH, Urt. v.
11.06.2003 – VIII ZR 160/02, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/52; BGH, Urt.
v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/55, Rn. 25;
Clearingstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/
2011/1, Rn. 137; Clearingstelle, Votum v. 10.03.2015 – 2015/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/votv/2015/10, Rn. 30, 35.

10Clearingstelle, Votum v. 10.03.2015 – 2015/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2015/10,
Rn. 29.
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Kein anderer technisch und wirtschaftlich günstigerer Verknüpfungspunkt im Vergleich zum nächstgele-

genen Verknüpfungspunkt Da der von der Anspruchsgegnerin zugewiesene Netzverknüp-39
fungspunkt in 50 m Entfernung von der geplanten PV-Anlage im Vergleich zum Hausan-
schluss nicht technisch und gesamtwirtschaftlich günstiger ist, ist der Hausanschluss der
gesetzliche Netzverknüpfungspunkt gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021. Denn der Hausan-
schluss ist als nächstgelegener Verknüpfungspunkt nur dann nicht der gesetzliche Ver-
knüpfungspunkt, wenn der von der Anspruchsgegnerin vorgeschlagene Verknüpfungs-
punkt technisch und wirtschaftlich günstiger ist, mithin die Vermutung widerlegt wird.
Dies hat die Anspruchsgegnerin jedoch nicht dargelegt.11 Hierzu im Einzelnen:

„Technisch günstiger“ Die Anspruchsgegnerin hat nicht dargelegt, dass die technische40
Anschlussfähigkeit des Hausanschlusses für den Anschluss der PV-Anlage von vornher-
ein ausgeschlossen und der von ihr zugewiesene Netzverknüpfungspunkt technisch
günstiger war als der Netzverknüpfungspunkt in kürzester Entfernung zur PV-Anlage.12

Vielmehr führte sie selbst an, dass der Anschluss unter der Voraussetzung, dass zwei
neue Kabel von der Ortsnetzstation zur Kundenanlage gelegt würden (s. Rn. 24), möglich
gewesen wäre.

„Gesamtwirtschaftlich günstiger“ Die Anspruchsgegnerin hat auch nicht dargelegt,41
dass es sich bei dem von ihr vorgeschlagenen Verknüpfungspunkt um einen im Ver-
gleich zu dem Hausanschluss wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungspunkt handelt.
Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 letzter Halbsatz EEG 2021 sind bei der Prüfung des wirtschaftlich
günstigeren Verknüpfungspunkts die unmittelbar durch den Netzanschluss entstehen-
den Kosten zu berücksichtigen. Die Anspruchsgegnerin hat weder Informationen zu
den Kosten des Netzanschlusses am vorhandenen Hausanschluss noch am von ihr
zugewiesenen Netzverknüpfungspunkt übermittelt (vgl. Rn. 70 �.). Insbesondere konnte
die Anspruchsgegnerin auch nicht darlegen, dass sie einen Variantenvergleich für die
Bestimmung des zugewiesenen Netzverknüpfungspunkts als technisch und wirtschaft-
lich günstigsten Netzverknüpfungspunkt durchgeführt hat. Ein Variantenvergleich ist
jedoch für die Bestimmung des Netzverknüpfungspunkts nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
11Die Darlegungs- und Beweislast, dass die tatbeständlichen Voraussetzungen der Regelung nach § 8 Abs. 1 Satz 1

EEG 2021 („wenn nicht“) vorliegen, obliegt im Streitfall dem dadurch begünstigten Netzbetreiber, vgl. Cosack, in:
Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 8 Rn. 47; Schulz-Gardyan,
in: Baumann/Gabler/Günther (Hrsg.), EEG Handkommentar, 1. Aufl. 2020, § 8 Rn. 27; BGH, Urt. v. 11.06.2003 –
VIII ZR 160/02, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/52; BGH, Urt. v. 18.07.2007
– VIII ZR 288/05, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/55, Rn. 25; Clearingstelle,
Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2011/1, Rn. 137;
Clearingstelle, Votum v. 10.03.2015 – 2015/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2015/10,
Rn. 30, 35.

12I. d. S. Clearingstelle, Votum v. 10.03.2015 – 2015/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/
2015/10, Rn. 31 ff.
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insbesondere dann, wenn nicht der Netzverknüpfungspunkt in kürzester Entfernung
zur Anlage als gesetzlicher Netzverknüpfungspunkt nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
zugewiesen wird, erforderlich. Denn ohne die daraus resultierende Datenbasis im
Hinblick auf die technischen und wirtschaftlichen Aspekte kann auch nicht dargelegt
werden, dass der eine Netzverknüpfungspunkt günstiger ist als der andere.13

3.2 Letztzuweisungsrecht nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 und Kostentragung nach § 16 Abs. 2
EEG 2021

3.2.1 Ausübung des Letztzuweisungsrechts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021

Mit der Zuweisung des Netzverknüpfungspunkts durch das Schreiben vom 5. März 202142
hat die Anspruchsgegnerin nicht ihr „Letztzuweisungsrecht“14 i. S. v. § 8 Abs. 3 EEG 2021
ausgeübt.

§ 8 Abs. 3 EEG 2021 regelt das Letztzuweisungsrecht des Netzbetreibers, einen Netzver-43
knüpfungspunkt für den Netzanschluss zuzuweisen, der von den Netzverknüpfungs-
punkten nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 bzw. dem Wahlrecht des Anlagenbetreibers
nach § 8 Abs. 2 EEG 2021 abweicht.15 Die Zuweisung hat in Form einer ausdrücklichen
Willenserklärung zu erfolgen.16 die „nach außen deutlich hervortreten“ muss.17 Das
Letztzuweisungsrecht nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 muss zudem tatsächlich ausgeübt wer-
den.18 Konkludentes Handeln, etwa durch die irrtümliche Zuweisung eines falschen
Netzverknüpfungspunkts nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021, stellt keine Zuweisung i. S. v.
§ 8 Abs. 3 EEG 2021 dar.19

13I. d. S. BT-Drs. 16/8148, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933, S. 41; BT-Drs. 17/3629,
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/919, S. 35; Schulz-Gardyan, in: Baumann/Gabler/Günther
(Hrsg.), EEG Handkommentar, 1. Aufl. 2020, § 8 , Rn. 29; Scholz, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar
zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, § 8, Rn. 30., BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, abrufbar unter https://
www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/55, Rn. 25; BGH, Urt. v. 28.11.2007 – VIII ZR 306/04, abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/233, Rn. 12.

14Clearingstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/
2011/1, Rn. 146.

15Zum Verhältnis von § 5 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 EEG 2009, die im Wesentlichen unverändert in § 8 Abs. 1, Abs. 2
und Abs. 3 EEG 2021 fortgeführt wurden vgl.Clearingstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/1, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2011/1, Abschnitt 5.

16Scholz, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, § 8, Rn. 50.
17Salje, EEG Kommentar, 5. Aufl. 2009, § 8, Rn. 26.
18BGH, Urt. v. 28.02.2012 – VIII ZR 267/11, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/
1925, Rn. 9; Scholz, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, § 8, Rn. 50;
Cosack, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 8, Rn. 98; Salje,
EEG Kommentar, 5. Aufl. 2009, § 8 Rn. 26.

19BGH, Urt. v. 28.02.2012 – VIII ZR 267/11, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/
1925, Rn. 9.
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Im vorliegenden Fall wollte die Anspruchsgegnerin ausweislich ihres Schreibens vom44
[. . . ]. März 2021 der Anspruchstellerin den „technisch und wirtschaftlich günstigsten
Netzanschlusspunkt“ zuweisen (Rn. 3). Mit dieser Wortwahl bezieht sie sich auf die zwei-
te Variante des gesetzlichen Netzverknüpfungspunkts nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
(„technisch und wirtschaftlich günstigerer Verknüpfungspunkt“). Dem Schreiben ist da-
gegen keine ausdrückliche Willenserklärung der Anspruchsgegnerin – weder konkret
noch sinngemäß – zur Ausübung ihres Letztzuweisungsrechts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021
zu entnehmen.

3.2.2 Kostentragungspflicht nach § 16 Abs. 2 EEG 2021

Die Kostentragungsfolge des § 16 Abs. 2 EEG 2021 ist vorliegend nicht eingetreten. Ge-45
mäß § 16 Abs. 2 EEG 2021 sind Netzbetreiber verp�ichtet, die Mehrkosten zu tragen, die
sich infolge der Zuweisung eines Netzverknüpfungspunkts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 er-
geben. Voraussetzung für diese Kostentragungsp�icht ist die rechtmäßige und wirksame
Ausübung des Letztzuweisungsrechts nach § 8 Abs. 3 EEG 2021.

Im vorliegenden Fall hat die Anspruchsgegnerin durch die Zuweisung des Netzverknüp-46
fungspunkts mit ihrem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 nicht von ihrem Letztentschei-
dungsrecht nach § 8 Abs. 3 EEG 2021 Gebrauch gemacht (Abschnitt 3.2.1). Demzufolge ist
der Tatbestand der Kostentragungsp�icht nach § 16 Abs. 2 EEG 2021 nicht erfüllt.

3.3 Verstoß gegen die Pflichten nach § 8 Abs. 5 und Abs. 6 EEG 2021

Die Anspruchsgegnerin hat nicht gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 5 und Abs. 6 Satz 147
Nr. 1 EEG 2021 (Abschnitt 3.3.1 und Rn. 60 �.), jedoch gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 6
Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 EEG 2021 (Abschnitt 3.3.2, Rn. 63 �. und 70 �.) verstoßen.

3.3.1 Pflichten gemäß § 8 Abs. 5 EEG 2021

Es liegt kein Verstoß der Anspruchsgegnerin gegen ihre P�ichten nach § 8 Abs. 548
EEG 2021 vor, denn § 8 Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021 sind, obwohl
sie dem Wortlaut nach den vorliegenden Fall erfassen, auf Grund der besonderen
Umstände des Einzelfalls teleologisch zu reduzieren.

§ 8 Abs. 5 Satz 1 bis 3 EEG 2021 lautet:49
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„Netzbetreiber müssen Anschlussbegehrenden nach Eingang eines Netzan-
schlussbegehrens unverzüglich einen genauen Zeitplan für die Bearbeitung
des Netzanschlussbegehrens übermitteln. In diesem Zeitplan ist anzugeben,

1. in welchen Arbeitsschritten das Netzanschlussbegehren bearbeitet wird
und

2. welche Informationen die Anschlussbegehrenden aus ihrem Verantwor-
tungsbereich den Netzbetreibern übermitteln müssen, damit die Netzbe-
treiber den Verknüpfungspunkt ermitteln oder ihre Planungen nach § 12
durchführen können.

Übermitteln Netzbetreiber Anschlussbegehrenden im Fall von Anlagen nach
Absatz 1 Satz 2 den Zeitplan nach Satz 1 nicht innerhalb von einem Monat
nach Eingang des Netzanschlussbegehrens, können die Anlagen unter Einhal-
tung der für die Ausführung eines Netzanschlusses maßgeblichen Regelungen
angeschlossen werden.“

Eine teleologische Reduktion kommt immer dann in Betracht, wenn der Gesetzeswort-50
laut weiter reicht als es Sinn und Zweck der Vorschrift gebieten.20 Dies ist vorliegend der
Fall.

Da die Anspruchstellerin ein Netzanschlussbegehren bei der Anspruchsgegnerin gestellt51
hat, wäre die Anspruchsgegnerin nach dem Wortlaut von § 8 Abs. 5 Satz 1, 2 EEG 2021 ver-
p�ichtet gewesen, unverzüglich einen Zeitplan für die Bearbeitung des Netzanschluss-
begehrens zu übermitteln, der sowohl Angaben nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 EEG 2021 als
auch nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 EEG 2021 enthält. Diese P�ichten hat die Anspruchsgeg-
nerin nicht erfüllt. Denn sie übermittelte der Anspruchstellerin nicht den erforderlichen
Zeitplan einschließlich der Angabe, in welchen Arbeitsschritten das Netzanschlussbegeh-
ren bearbeitet wird (Nr. 1) sowie der von der Anspruchstellerin einzureichenden Infor-
mationen, damit die Anspruchsgegnerin den Netzverknüpfungspunkt ermitteln bzw. ih-
re Planungen nach § 12 EEG 2021 durchführen kann (Nr. 2).

Das Ziel von § 8 Abs. 5 Satz 1, Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021 ist die Sicherstellung eines52
möglichst schnellen Netzanschlussverfahrens u. a. mit dem Ergebnis der zügigen Ermitt-
lung des Netzverknüpfungspunkts. Die P�ichten nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2
20Röhl, Allgemeine Rechtslehre, 1. Aufl. 1994, S. 635; Treder, Methoden und Technik der Rechtsanwendung, 1. Aufl.

1998, S. 64 f., Möllers, Juristische Methodenlehre, 2. Aufl. 2019, S. 235, BVerwG, Urt. v. 16.05.2013 -– 5 C 28.12,
abrufbar unter http://www.bverwg.de/entscheidungen/ , Rn. 9, zuletzt abgerufen am 25.10.2024.
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EEG 2021 wurden in Umsetzung des Art. 16 Abs. 5 der Richtlinie 2009/28/EG21 in das EEG
200922 als § 5 Abs. 5 eingeführt und sollten vor allem die E�ektivität und die zügige Ent-
wicklung des Netzanschlussverfahrens sicherstellen.23 So lautete Erwägungsgrund 61
der Richtlinie 2009/28/EG:

„Der Anschluss neuer Anlagen für erneuerbare Energie sollte in dem gemäß
den Zielen dieser Richtlinie geforderten Umfang so schnell wie möglich ge-
nehmigt werden. Die Mitgliedstaaten können zur Beschleunigung der Netzan-
schlussverfahren die Möglichkeit des vorrangigen Netzzugangs oder der Re-
servierung von Anschlusskapazitäten für neue Anlagen, die Energie aus er-
neuerbaren Energiequellen erzeugen, vorsehen.“

Im vorliegenden Fall setzte die Anspruchsgegnerin zwar nicht ihre P�icht nach § 8 Abs. 553
Satz 1, Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021 um. Jedoch erreichte sie das Ziel der Regelung
– nämlich die zügige Ermittlung des Netzverknüpfungspunkts – innerhalb von weni-
ger als einem Monat.24 Somit erfüllte die Anspruchsgegnerin ihre Aufgaben im Rah-
men des Netzanschlussverfahrens (einschließlich der Übermittlung des Netzverknüp-
fungspunktes nach § 8 Abs. 6 EEG 2021) bereits vor Ablauf der Frist nach § 8 Abs. 5 Satz 3
EEG 2021.25

Zudem stellt § 8 Abs. 5 EEG 2021 eine Vorstufe des Verfahrens nach § 8 Abs. 6 EEG 202154
dar, wobei ersterer Absatz den letzteren Absatz zeitlich absichern bzw. ermöglichen soll.
Die Normen des § 8 Abs. 5 und Abs. 6 EEG 2021 stehen in einem gestuften Verhältnis zu-
einander und stellen – u. a. mit der Ermittlung des gesetzlichen Netzverknüpfungspunkts
21Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 23.04.2009 zur Förderung der Nutzung von

Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG
und 2003/30/EG, OJ L 140, 5.6.2009, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/501, S. 16–62.

22Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.05.2011 an
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien
im Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), rückwirkend
geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung v. Energie
aus erneuerbaren Quellen v. 12.04.2011 (BGBl. I. S. 619), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes
zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des
Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausgabe
der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.

23BT-Drs. 17/3629, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/919, S. 34.; Salje, EEG Kommentar,
5. Aufl. 2009, § 8, Rn. 31.

24Das Netzanschlussbegehren wurde am [. . . ]. Februar 2021 eingereicht und der Netzverknüpfungspunkt für die
geplante EEG-Anlage wurde mit Schreiben vom [. . . ]. März 2021 mitgeteilt.

25I. d. S. wird auch in der Gesetzesbegründung zur Einführung der Pflichten nach § 8 Abs. 5 EEG 2021 (damals § 5
Abs. 5 EEG 2009, der dem § 8 Abs. 5 EEG 2021 in Hinblick auf die Informationspflichten entspricht) ausdrücklich
darauf hingewiesen, dass bei kleineren Anlagen und unproblematischer Netzsituation davon auszugehen ist, dass
eine unverzügliche Übermittlung innerhalb der ersten vier Wochen möglich ist, vgl. BT-Drs. 17/3629, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/919, S. 35.
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– wiederum einen Zwischenschritt im Gesamtnetzanschlussverfahren nach den §§ 8, 10
EEG 2021 dar.26 Soweit der Netzverknüpfungspunkt bereits im Rahmen der zeitlichen
Vorgaben für die vorgelagerte erste Stufe des informatorischen Netzanschlussverfah-
rens nach § 8 Abs. 5 EEG 2021 ermittelt und der Anspruchstellerin mitgeteilt wurde, geht
das Ziel der Norm des § 8 Abs. 5 Satz 1, Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021 im konkreten
Fall ins Leere. Denn eines der Ziele des informatorischen Netzanschlussverfahrens – die
Bestimmung des Netzverknüpfungspunkts – wurde innerhalb eines zeitlichen Rahmens
erreicht, der mit weniger als 4 Wochen wesentlich kürzer ist als der Zeitrahmen, der
durch die Regelung nach § 8 Abs. 6 EEG 2021 („unverzüglich, spätestens aber innerhalb
von 8 Wochen“) vorgegeben wird.

Im Hinblick auf das Ziel der Beschleunigung des Netzanschlussprozesses ist es im konkre-55
ten Fall insoweit unschädlich, dass der Netzbetreiber keinen Zeitplan für die Bearbeitung
des Netzanschlussbegehrens mit den entsprechenden Schritten übermittelte. Die unver-
änderte Anwendung der P�icht nach § 8 Abs. 5 Satz 1, Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021
würde hier den Zweck der Norm unterlaufen, indem sie das Netzanschlussverfahren
durch die Einhaltung formal vorgegebener P�ichten verlangsamt, ohne dass dies in der
verfahrensgegenständlichen Situation für die Erreichung dieses Ziels erforderlich wäre.

Einer teleologischen Reduktion dahingehend, dass die Anspruchsgegnerin keinen56
P�ichtverstoß begeht, obgleich sie einen Zwischenschritt (hier § 8 Abs. 5 Satz 1, Satz 2
Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021) nicht erfüllt hat, stehen vorliegend auch nicht die Interessen
Dritter oder der Allgemeinheit entgegen. Denn für die Anspruchstellerin entstand
dadurch kein Nachteil bzw. keine Verzögerung des Netzanschlussverfahrens. Auch die
Interessen der Anspruchsgegnerin werden gewahrt, indem sie nicht verp�ichtet wird,
einen nicht erforderlichen Schritt durchzuführen. Durch die zügige Ermittlung und
Mitteilung des Netzverknüpfungspunkts durch die Anspruchsgegnerin erübrigten sich
vorliegend die in § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 EEG 2021 vorgeschriebenen Schritte
des Netzanschlussverfahrens.

3.3.2 Pflichten gemäß § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 EEG 2021

Die Anspruchsgegnerin hat nicht gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EEG 202157
(Rn. 60 �.), jedoch gegen ihre P�ichten aus § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 EEG 2021
(Rn. 63 �. und Rn. 70 �.) verstoßen.

§ 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis 327 EEG 2021 lautet:58
26Zum mehrstufigen Netzanschlussverfahren im Einzelnen vgl. Clearingstelle, Hinweis v. 15.05.2015 – 2013/20,

abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2013/20, Rn. 48 f.
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„Netzbetreiber müssen Anschlussbegehrenden nach Eingang der erforderli-
chen Informationen unverzüglich, spätestens aber innerhalb von acht Wo-
chen, Folgendes übermitteln:

1. einen Zeitplan für die unverzügliche Herstellung des Netzanschlusses mit
allen erforderlichen Arbeitsschritten,

2. alle Informationen, die Anschlussbegehrende für die Prüfung des Ver-
knüpfungspunktes benötigen, sowie auf Antrag die für eine Netzverträg-
lichkeitsprüfung erforderlichen Netzdaten,

3. einen nachvollziehbaren und detaillierten Voranschlag der Kosten, die
den Anlagenbetreibern durch den Netzanschluss entstehen; dieser Kos-
tenvoranschlag umfasst nur die Kosten, die durch die technische Herstel-
lung des Netzanschlusses entstehen, und insbesondere nicht die Kosten
für die Gestattung der Nutzung fremder Grundstücke für die Verlegung
der Netzanschlussleitung“.

Beginn der 8-Wochen-Frist Die Frist nach § 8 Abs. 6 Satz 1 EEG 2021 begann vorliegend be-59
reits mit dem Zeitpunkt des Stellens des Netzanschlussbegehrens, mithin ab dem [. . . ]. Fe-
bruar 2021 zu laufen. Denn bereits mit dem Netzanschlussbegehren waren bei der An-
spruchsgegnerin alle „erforderlichen Informationen“ i. S. v. § 8 Abs. 6 Satz 1 EEG 2021 ein-
gegangen. Dies ist zwischen den Parteien unstreitig (Rn. 10).

Pflicht nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 Es liegt kein Verstoß der Anspruchsgegnerin60
gegen ihre P�icht nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 vor. Gemäß § 8 Abs. 6 Satz 1
Nr. 1 EEG 2021 sind Netzbetreiber verp�ichtet, den Anschlussbegehrenden einen Zeit-
plan für die unverzügliche Herstellung des Netzanschlusses mit allen erforderlichen
Arbeitsschritten zur Verfügung zu stellen.

Zwar legte die Anspruchsgegnerin vorliegend keinen tagesgenauen Zeitplan für die Her-61
stellung des Netzanschlusses vor, dies ist jedoch – anders als beim Zeitplan für die Bear-
beitung des Netzanschlussbegehrens nach § 8 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 EEG 2021 – nicht erfor-
derlich. Denn ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 5 Abs. 5 Buchstabe b) EEG 2009,
der § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 im Wesentlichen entspricht, sind an diesen Zeitplan
geringere Anforderungen zu stellen:
27§ 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 EEG 2021 war vorliegend nicht zu prüfen (s. Rn. 11).

Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2023/14-VIII können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG | KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107788 B · USt-IdNr. DE 255468643

17

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2023/14-VIII


„Während der neu gefasste Absatz 5 im Hinblick auf die Bearbeitung des Netz-
anschlussbegehrens den Netzbetreiber zur Vorlage eines genauen Zeitplans
verp�ichtet, ist hinsichtlich der unverzüglichen Herstellung des Netzanschlus-
ses entsprechend der Vorgabe aus der Richtlinie 2009/28/EG die Vorlage eines
indikativischen Zeitplanes durch den Netzbetreiber ausreichend.“28

Im vorliegenden Fall erfüllte die Anspruchsgegnerin ihre P�icht nach § 8 Abs. 662
Satz 1 Nr. 1 EEG 2021. Denn ihr Schreiben vom [. . . ]. März 2021 wurde innerhalb
der 8-Wochenfrist zugestellt. Auch beinhaltete es Informationen über die für den
Netzanschluss erforderlichen Maßnahmen und die einzelnen Schritte des Netzan-
schlussprozesses, die zudem in der Anlage „Checkliste Photovoltaik“ zum vorgenannten
Schreiben dargestellt waren. Der indikativische Zeitplan wiederum ergibt sich insbe-
sondere aus den Angaben im Abschnitt „Netzanschluss/-Netzausbaumaßnahmen“ des
Schreibens der Anspruchsgegnerin vom [. . . ]. März 2021, in dem die Anspruchsgeg-
nerin mitteilt, dass sie für die notwendigen Netzanschluss-/Netzausbaumaßnahmen
vorbehaltlich aller ö�entlichen und privaten Genehmigungen einen Zeitraum von ca.
einem Monat nach Erhalt der Einverständniserklärung der Anspruchstellerin benötigen
werde (Rn. 3). Dies ist eine hinreichend genaue Zeitangabe, da die Anspruchsgegnerin
auf die ggf. erforderlichen Genehmigungen keinen Ein�uss hat und insoweit auch nur
Zeitangaben in Hinblick auf die in ihren Ein�ussbereich fallenden Netzanschluss- bzw.
Netzausbauschritte machen kann.

Pflicht nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EEG 2021 Die Anspruchsgegnerin hat gegen ihre P�icht63
nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EEG 2021 verstoßen.

§ 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EEG 2021 verp�ichtet Netzbetreiber, den Anschlussbegehrenden64
alle Informationen, die sie für die Prüfung des Verknüpfungspunkts benötigen, sowie auf
Antrag die für eine Netzverträglichkeitsprüfung erforderlichen Netzdaten zur Verfügung
zu stellen.

Die von der Anspruchsgegnerin übermittelten Informationen über den Netzverknüp-65
fungspunkt waren nicht ausreichend für eine Prüfung i. S. d. Regelung.

Der Wortlaut von § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EEG 2021 gibt explizit das Ziel der zu übermitteln-66
den Informationen vor, nämlich die Prüfung des durch den Netzbetreiber zugewiesenen
Netzverknüpfungspunkts durch den Anschlussbegehrenden. Ausweislich der Gesetzes-
begründung zur Einführung der Informationsp�ichten soll es den Anschlussbegehren-
28BT-Drs. 17/3629, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/919, S. 35, Hervorhebung nicht im

Original.
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den dadurch weiterhin ermöglicht werden, Entscheidungen über Planungen und Vermö-
gensdispositionen zu tre�en.29

Im Rahmen des mit dem Netzanschlussbegehren vom [. . . ]. Februar 2021 eingeleiteten67
Netzanschlussverfahrens übermittelte die Anspruchsgegnerin der Anspruchstellerin
ausschließlich mit ihrem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 im Abschnitt „Netzanschluss-
punkt und Einspeisezusage“ Informationen über den Netzverknüpfungspunkt. Diese
beschränkten sich auf einige grundlegende Daten wie die Adresse, die Spannungsebene
und die Position des Netzverknüpfungspunkts in ihrem Netz. Zudem übermittelte die
Anspruchsgegnerin als Anlage zu ihrem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 einen Lageplan
für den Netzverknüpfungspunkt (Rn. 3).

All diese Informationen waren jedoch insgesamt nicht ausreichend detailliert und nicht68
vollständig genug, um eine Prüfung des Netzverknüpfungspunkts durch die Anspruch-
stellerin zu ermöglichen. Die Anspruchsgegnerin hat insbesondere keine Informationen
hinsichtlich technischer und wirtschaftlicher Daten des Netzverknüpfungspunkts in kür-
zester Entfernung zur geplanten Anlage übermittelt. Wenn sich der Netzbetreiber – wie
im vorliegenden Fall – bei der Zuweisung auf die zweite Variante des gesetzlichen Netz-
verknüpfungspunkts nach § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 („technisch und wirtschaftlich güns-
tigerer Verknüpfungspunkt“) beruft,30 kann der Anschlussbegehrende jedoch ohne die
Übermittlung von Informationen hinsichtlich technischer und wirtschaftlicher Daten
des Netzverknüpfungspunkts in kürzester Entfernung zur geplanten Anlage nicht nach-
vollziehen, ob der ihm zugewiesene Netzverknüpfungspunkt tatsächlich technisch und
wirtschaftlich günstiger i. S. d. § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 ist. Denn die Zuweisung nach
der zweiten Variante des gesetzlichen Netzverknüpfungspunkts gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1
EEG 2021 („technisch und wirtschaftlich günstigerer Verknüpfungspunkt“) erfolgt per
De�nition durch die Abgrenzung zu dem gesetzlichen Netzverknüpfungspunkt nach § 8
Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 in „kürzester Entfernung zur Anlage“, für den die widerlegliche
Vermutung gilt.

Die Anspruchsgegnerin hat jedoch nicht gegen ihre P�icht nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 269
EEG 2021 verstoßen, die für eine Netzverträglichkeitsprüfung erforderlichen Netzdaten
zur Verfügung zu stellen. Denn diese P�icht setzt voraus, dass diese Daten von den An-
schlussbegehrenden explizit beantragt werden. Da die Anspruchstellerin nicht die für
die Netzverträglichkeitsprüfung erforderlichen Netzdaten bei der Anspruchsgegnerin
29BT-Drs. 16/8148, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933, S. 42 zu § 5 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2

EEG 2009, der wortgleich mit § 8 Abs. 6 Nr. 2 EEG 2021 ist.
30Schäfermeier, in: Reshöft/Schäfermeier (Hrsg.), EEG Handkommentar, 4. Aufl. 2014, § 5, Rn. 56.
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beantragte, bestand auch keine P�icht für die Anspruchsgegnerin, diese Informationen
zu übermitteln.

Pflicht nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EEG 2021 Die Anspruchsgegnerin hat gegen ihre P�icht70
nach § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EEG 2021 verstoßen.

§ 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EEG 2021 verp�ichtet Netzbetreiber, den Anschlussbegehrenden71
einen nachvollziehbaren und detaillierten Kostenvoranschlag der Kosten zu übermit-
teln, die ihnen durch den Netzanschluss entstehen. Dabei darf dieser Kostenvoranschlag
nur die Kosten, die durch die technische Herstellung des Netzanschlusses entstehen, um-
fassen.

Gemäß den im Rahmen des Votumsverfahrens vorgelegten Unterlagen übermittel-72
te die Anspruchsgegnerin keinen Kostenvoranschlag für die Netzanschlusskosten.
Sie informierte in ihrem Schreiben vom [. . . ]. März 2021 im Teil „Netzanschluss/-
Netzausbaumaßnahmen“ lediglich darüber, welche Maßnahmen im Zusammenhang
mit dem erforderlichen Netzausbau von ihr zu tragen wären (Rn. 3). Das Schreiben
vom [. . . ]. März 2021 beinhaltete jedoch keine Informationen über die Kosten, die der
Anspruchstellerin infolge des Netzanschlusses entstehen würden.

Engelhardt Loew i. V. für Dr. Schüler Dr. Mutlak
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